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Ra 2025/09/0048 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ra 2021/09/0251 E 28. Februar 2022 RS 1 (hier ohne den Klammerausdruck zwischen den 
Gedankenstrichen) 

Stammrechtssatz 

Die Suspendierung stellt - ebenso wie die nach denselben inhaltlichen Vorschriften zu verfügende 
vorläufige Suspendierung - als sichernde, bei Zutreffen der gesetzlichen Voraussetzungen im 
Verdachtsbereich zu treffende Maßnahme keine endgültige Lösung dar; sie steht in engem 
Zusammenhang mit dem Verdacht gegen einen Beamten, eine gravierende Dienstpflichtverletzung 
begangen zu haben, und weist damit auch einen engen Nahebezug zum Disziplinarverfahren auf. Es 
braucht daher im Suspendierungsverfahren noch nicht nachgewiesen zu werden, dass der Beamte die ihm 
zur Last gelegte Dienstpflichtverletzung tatsächlich begangen hat. Diese Aufgabe kommt erst den 
Disziplinarbehörden im Disziplinarverfahren zu. Im Suspendierungsverfahren genügt es vielmehr zur 
Rechtfertigung des Ausspruchs einer Suspendierung, wenn gegen den Beschuldigten ein begründeter 
Verdacht einer Dienstpflichtverletzung besteht, die "ihrer Art nach" geeignet ist, das Ansehen des Amtes 
oder wesentliche dienstliche Interessen zu gefährden. Ein "begründeter Verdacht" liegt vor, wenn 
hinreichende tatsächliche Anhaltspunkte die Annahme der Wahrscheinlichkeit des Vorliegens einer 
Dienstpflichtverletzung rechtfertigen. Ein Verdacht kann nur auf Grund einer Schlussfolgerung aus 
Tatsachen entstehen. Die Berechtigung zur Verfügung der Suspendierung liegt allein in dem Bedürfnis, 
noch vor der endgültigen Klärung der Frage des Vorliegens einer Dienstpflichtverletzung in der das 
Disziplinarverfahren abschließenden Entscheidung eine den Verwaltungsaufgaben und dem Dienstbetrieb 
dienende, vorübergehende Sicherungsmaßnahme zu treffen. 
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